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Landkreis Biberach 

Allgemeine Geschäftsbedingungen für Veranstaltungen  
im Oberschwäbischen Museumsdorf Kürnbach 

 
§ 1 Geltungsbereich 

(1) Gegenstand dieser Allgemeinen Geschäftsbedingungen für Veranstaltungen (AGB) ist die Regelung 
des Miteinanders an Veranstaltungstagen im Oberschwäbischen Museumsdorf Kürnbach. Der 
Landkreis als Museumsträger ist Veranstalter. Die AGB enthalten Rechte und Pflichten, die von je-
dem Anbieter zu beachten sind. Der Begriff „Anbieter“ umfasst dabei männliche, weiblich und di-
verse Anbietende.  

(2) Alle Teilnehmenden an einer Veranstaltung haben mit dem Betreten des Museumsgeländes die 
Bestimmungen dieser AGB, der Benutzungsordnung sowie die Anordnungen der Veranstaltungs-
leitung sowie deren Beauftragten zu beachten.  

 
§ 2 Veranstaltungen 

(1) Veranstaltungen sind Bildungsangebote des Museums, die den Bildungsauftrag des Museums, die 
Alltags- und Kulturgeschichte des oberschwäbischen Dorfes vermitteln, bündeln und inhaltlich 
akzentuieren. Anbieter werden nach entsprechenden thematischen, saisonalen und regionalen 
Kriterien ausgewählt. 

(2) Die Veranstaltungen finden auf dem Gelände des Oberschwäbischen Museumsdorfs Kürnbach zu 
dessen Öffnungszeiten statt. Etwaige Änderungen der Öffnungszeiten sowie Einschränkungen der 
Verkaufszeiten werden dem Anbieter schriftlich im Vorfeld mitgeteilt. 

(3) Der Veranstalter ist berechtigt, aus wichtigem Grunde die Veranstaltung abzusagen, örtlich und 
zeitlich zu verlegen, die Dauer zu verändern, oder – falls die Raumverhältnisse, polizeiliche Anord-
nungen oder andere schwerwiegende Umstände es erfordern – die Standfläche des Anbieters zu 
verlegen, in seinen Abmessungen zu verändern und/oder zu beschränken.  

(4) Die Aufsicht über die Veranstaltung obliegt der vom Museumsträger beauftragten Veranstaltungs-
leitung. Sie trifft die erforderlichen Maßnahmen und Anordnungen für die Veranstaltung. Ihre An-
ordnungen sind unmittelbar zu befolgen. Die Veranstaltungsleitung hat insbesondere die Befug-
nis, alle Maßnahmen des Hausrechts wahrzunehmen und durchzusetzen. 

 
§ 3 Standplätze 

(1) Waren dürfen auf der Veranstaltung nur von den zugewiesenen Flächen („Standplatz“) aus ange-
boten bzw. verkauft werden. Für die Zuweisung des Standplatzes ist die Veranstaltungsleitung zu-
ständig, sofern nicht im Voraus festgelegt. 

(2) Darbietungen dürfen auf der Veranstaltung nur an den zugewiesenen Orten („Standplatz“) durch-
geführt werden. Für die Zuweisung ist die Veranstaltungsleitung zuständig, sofern nicht im Voraus 
festgelegt. 

(3) Die Veranstaltungsleitung weist die Plätze nach den organisatorischen Erfordernissen der Veran-
staltung zu. Es besteht kein Anspruch auf Zuweisung oder Behalten eines bestimmten Standplat-
zes. 

(4) Beim Warenverkauf können zugewiesene Standplätze, die bis eine halbe Stunde vor Veranstal-
tungsbeginn nicht belegt sind, anderweitig vergeben werden. 

(5) Der zugewiesene Standplatz darf nur für das mit dem Veranstalter vereinbarte Angebot genutzt 
werden. Eine (ggf. auch nur vorübergehende) Änderung des Angebots bzw. der Waren bedarf der 
Einwilligung der Veranstaltungsleitung. 

(6) Es dürfen nur solche Produkte und Waren zum Verkauf angeboten werden, die dem Charakter des 
Museumsdorfes und dem Charakter der jeweiligen Veranstaltung entsprechen. Andernfalls kön-
nen diese von der Veranstaltungsleitung vom Verkauf ausgeschlossen werden. Die Auswahl erfolgt 
nach sachlichen, vorab bekanntgegebenen Kriterien. Eine willkürliche Ungleichbehandlung gleich-
artiger Anbieter ist ausgeschlossen. 

 
§ 4 Entgelt 

(1) Für die Benutzung eines Standplatzes bei Veranstaltungen im Oberschwäbischen Museumsdorf 
Kürnbach wird ein Entgelt erhoben. Zur Zahlung ist verpflichtet, wer für sein Angebot einen Stand-
platz benutzt oder benutzen lässt. 

(2) Von der Entgeltpflicht befreit sind Anbieter von kultur- und alltagshistorischen, museums- und 
umweltpädagogischen sowie künstlerischen Vorführungen, Vorträgen, Mitmachangeboten und 
dergleichen, die vom Museumsträger vor der Veranstaltung als solche anerkannt wurden. 
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(3) Die Entgeltpflicht von als gemeinnützig anerkannten Vereinen und Bildungseinrichtungen kann 
auf Antrag reduziert werden oder entfallen. 

(4) Aus Gründen der Billigkeit kann der Museumsträger bei ausgewählten Veranstaltungen auf die Er-
hebung des Entgelts verzichten. 

(5)  Als Standgeld für einen Standplatz bei Veranstaltungen sind folgende Entgelte zu entrichten, be-
rechnet jeweils nach der längsten Seite: 
a. Verkaufseinrichtungen ohne gastronomisches Angebot: 15,00 € je angefangener lfd.m. 
b. Verkaufseinrichtungen mit gastronomischem Angebot: 25,00 € je angefangener lfd.m. 

(6) Bei angemeldetem Strombedarf fallen grundsätzlich Nebenkosten (Energiepauschale) in folgen-
der Höhe an: 

a. 230 V Lichtstrom (max. 2 kW): 15,00 € 
b. 400 V Starkstrom: unter 5 kW 30,00 €; 5 bis 15 kW 45,00 €; über 15 kW 60,00 € 

(7) Die Schuldner sind verpflichtet, alle zur Festsetzung des Entgelts erforderlichen Angaben wahr-
heitsgemäß zu machen.  

(8) Kann der Anbieter den beantragten und vom Veranstalter zugesagten Stand nicht beziehen, hat er 
den Veranstalter darüber umgehend, spätestens jedoch zwei Wochen vor der Veranstaltung, 
schriftlich zu informieren. 
Kann der Standplatz durch den Veranstalter im Falle einer verspäteten Anzeige nicht mehr ander-
weitig vergeben werden, ist der daraus entstandene Schaden vom Anbieter zu ersetzen. Die Kos-
ten hierfür betragen 30 % des vereinbarten Entgelts. Dem Anbieter ist gestattet, nachzuweisen, 
dass ein Schaden nicht entstanden oder wesentlich niedriger als die Pauschale ist.  

(9) Ein Verwahrungsvertrag für die in den Veranstaltungsbereich eingebrachten Gegenstände kommt 
weder durch die Inanspruchnahme eines Standplatzes noch durch die Entrichtung des Entgelts 
zustande. 

 
§ 5 Auf- und Abbau 

(1) Waren, Verkaufseinrichtungen und sonstige Betriebsgegenstände sowie die für die Darbietungen 
benötigten Gegenstände dürfen am Veranstaltungstag frühestens zwei Stunden vor Veranstal-
tungsbeginn angefahren, ausgepackt oder aufgestellt werden. Organisatorisch bedingte Änderun-
gen werden dem Anbieter vorab mitgeteilt. 

(2) Der Abbau muss spätestens eine Stunde nach Veranstaltungsende erfolgt sein. Änderungen be-
dürfen der vorherigen Zustimmung der Veranstaltungsleitung. Gegebenenfalls können der Abbau 
und die Räumung auf Kosten des Anbieters durchgeführt werden. 

 
§ 6 Verkaufseinrichtungen und Informationsstände 

(1) Verkaufseinrichtungen im Sinne dieser AGB sind Verkaufsstände und -wagen für Waren und gast-
ronomische Angebote ebenso wie Informationsstände. Sonstige Fahrzeuge dürfen während der 
Öffnungszeiten nur mit Genehmigung der Veranstaltungsleitung abgestellt werden. Wenn die Ver-
anstaltungsleitung den Anbieter bestimmte Flächen als Parkplatz zuweist, müssen diese genutzt 
werden. Organisatorisch bedingte Änderungen werden dem Anbieter vorab mitgeteilt. 

(2) Verkaufseinrichtungen müssen zum Erscheinungsbild des Oberschwäbischen Museumsdorfs Kürn-
bach passen. Gebäude und andere historische Einrichtungen des Museumsdorfs dürfen nicht ver-
ändert, beschädigt oder zum Fixieren von Halterungen o.ä. verwendet werden. 

(3) Verkaufseinrichtungen müssen standfest sein und dürfen nur in der Art und Weise aufgestellt 
werden, dass die Straßenoberfläche nicht beschädigt wird. Sie dürfen weder an Bäumen noch an 
Verkehrs- oder ähnlichen Einrichtungen befestigt werden. 

(4) Seile, Stützen oder ähnliche Gegenstände, die dem Aufbau und der Standfestigkeit der Verkaufs-
einrichtung dienen, müssen so gesichert sein, dass von ihnen keine Gefahr ausgeht. 

(5) Stromkabel, Schläuche, Seile und ähnliche Leitungen, die Verkehrsflächen kreuzen, müssen durch 
den Anbieter durch Kabelbrücken mit Warnfarbe, Gummimatten oder ähnlichem verkehrssicher 
verlegt werden; die Abdeckung muss sichtbar sein. 

(6) Jeder Anbieter ist verpflichtet, seinen Namen sowie seine Kontaktdaten an seiner Einrichtung 
kenntlich zu machen. 

(7) Das Anbringen von Schildern, Anschriften und Plakaten sowie jede sonstige Werbung wird nur in-
nerhalb der Verkaufseinrichtungen in angemessenem üblichen Rahmen und nur soweit es mit 
dem Geschäftsbetrieb des Standinhabers in Verbindung steht, gestattet. Werbung extremistisch-
politischen Charakters ist grundsätzlich unzulässig. 

(8) Auf Wegen, in Gängen und Durchfahrten darf nichts abgestellt werden. Rettungswege und -zufahr-
ten sind freizuhalten. 
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(9) Gefüllte Gasflaschen in oder an einer Verkaufsreinrichtung stellen eine Gefährdung dar. Sie sind 
vor Erwärmung zu schützen. Bei der Verwendung von Flüssiggas sind die besonderen Vorschrif-
ten für den Betrieb von Geräten mit hochverdichteten, verflüssigten oder unter Druck stehenden 
gelösten Gasen einzuhalten.  

(10) Das Hantieren mit offenem Feuer oder Gas in den historischen Gebäuden ist grundsätzlich un-
tersagt und außerhalb der Gebäude nur nach ausdrücklicher Genehmigung der Veranstaltungs-
leitung gestattet. Stände, an denen mit offenem Feuer oder mit Gas gearbeitet wird, haben ge-
eignete Feuerlöscheinrichtungen in vorgeschriebener Anzahl vor Ort vorzuhalten, die regelmäßig 
einer Überprüfung zu unterziehen sind. 

(11) Mobile Wasserleitungen sind vor der Wasserentnahme zum menschlichen Verzehr gründlich zu 
spülen. 

 
§ 7 Verhalten während der Veranstaltung 

(1) Alle Teilnehmenden haben ihr Verhalten auf der Veranstaltung und den Zustand der eingebrach-
ten Sachen so einzurichten, dass keine Personen oder Sachen beschädigt, gefährdet oder mehr 
als nach den Umständen unvermeidbar behindert oder belästigt werden. 

(2) Es ist insbesondere unzulässig: 
a. Waren im Umhergehen anzubieten, 
b. Werbematerial aller Art oder sonstige Gegenstände zu verteilen, 
c. Tiere ohne Zustimmung der Veranstaltungsleitung mitzubringen, ausgenommen Blinden-

hunde und solche, die nach Maßgabe dieser AGB, der Benutzungsordnung sowie der Gewer-
beordnung zugelassen sind. 

(3) Den Beauftragten der zuständigen amtlichen Stellen ist jederzeit der Zutritt zu den Standplätzen 
und Verkaufseinrichtungen zu gestatten. Alle auf der Veranstaltung tätigen Personen haben sich 
diesen gegenüber auf Verlangen auszuweisen. Den Weisungen der Vollzugskräfte der Ordnungs-
behörden, der Feuerwehr und der Polizei ist Folge zu leisten. 

 
§ 8 Sauberhaltung 

(1) Das Museumsgelände darf nicht verunreinigt werden. Abfälle jeglicher Art dürfen weder auf das 
Gelände gebracht noch dort zurückgelassen werden. 

(2) Die Anbieter sind verpflichtet: 
a. Abfälle, Verpackungsmaterial und Kehricht von ihren Standplätzen sowie angrenzenden Flä-

chen in eigenen Behältnissen zu sammeln, nach verwertbaren Stoffen zu trennen und bei 
Veranstaltungsende selbst abzuführen; 

b. dafür zu sorgen, dass Papier und anderes leichtes Material nicht verweht wird; 
c. Abwässer in dafür bestimmte Abläufe der Kanalisation zu leiten, wobei fetthaltige oder ge-

ruchsintensive Abwässer nicht abgeleitet werden dürfen, sondern vom Anbieter in geeignete 
Behälter zu füllen und nach Veranstaltungsende mitzunehmen sind; 

d. die Standplätze sowie dessen direkte Umgebung nach Veranstaltungsende in besenreinem 
Zustand zu verlassen; bei mehrtägigen Veranstaltungen muss die Reinigung täglich nach Ver-
anstaltungsschluss vorgenommen werden. 

(3) Gastronomische Anbieter sowie Verkäufer von Lebensmitteln zum sofortigen Verzehr haben bei 
ihren Ständen Abfallkörbe oder andere geeignete Behälter in ausreichender Zahl aufzustellen 
und die Kunden zu deren Benutzung anzuhalten. 

 
§ 9 Waren, Ausschank und Verkauf von Lebensmitteln 

(1) Der Anbieter hat seine Verkaufseinrichtungen in sauberem und optisch gepflegten Zustand zu 
halten. Er und alle in Zusammenhang mit seinem Angebot stehenden Personen haben auf Sau-
berkeit und Hygiene zu achten. 

(2) Alle zum menschlichen Genuss bestimmten Waren müssen von guter Beschaffenheit, insbeson-
dere rein, unverfälscht und unverdorben sein. Lebensmittel sind so zu lagern, dass sie vor nach-
teiliger Beeinflussung, insbesondere vor Verunreinigungen und Verderb, geschützt sind. Die ent-
sprechenden lebensmittelhygienischen Vorschriften sind zu beachten. 

(3) Der Ausschank von Getränken bedarf der schriftlichen Einwilligung durch den Veranstalter. 
(4) Auflagen der örtlichen Gesundheits- und Ordnungsbehörden sind dem Anbieter unverzüglich vom 

Veranstalter schriftlich bekannt zu machen. Der Anbieter ist verpflichtet, die ihm bekannt ge-
machten Auflagen zu erfüllen.  

(5) Der Anbieter hat dafür Sorge zu tragen, dass, sofern gesetzlich vorgeschrieben, die gaststätten-
rechtliche Erlaubnis sowie sonstige für den Standbetrieb erforderlichen Bescheinigungen erteilt 
wurden und jederzeit am Stand des Anbieters einsehbar sind.  
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(6) Der Anbieter ist verpflichtet, selbstständig für die Einhaltung einer lückenlosen Kühlkette seiner 
Waren Sorge zu tragen.  

(7) Speisen und Getränke zum Verzehr an Ort und Stelle müssen in Mehrwegbehältnissen und mit 
Mehrweggeschirr bzw. solchen aus nachwachsenden Rohstoffen angeboten werden. Die Benut-
zung von Einwegbehältnissen und Einweggeschirr aus Plastik bedarf der Zustimmung der Veran-
staltungsleitung. 

 
§ 10 Versorgung mit elektrischer Energie 

(1) Der Veranstalter stellt, sofern der Anbieter dies beantragt hat, eine Stromversorgung bereit.  
(2) An die Steckdose der Versorgungsanlage kann der Anbieter seine Eigenleitung anschließen, die zu 

seinem Standplatz und dort in seine elektrische Anlage mündet. Eigenleitungen und elektrische 
Anlagen stehen im Eigentum und in der Verantwortung des Anbieters. Sie müssen den einschlägi-
gen Vorschriften des Verbandes Deutscher Elektrotechniker (VDE) und den technischen An-
schlussbestimmungen des örtlichen Energieversorgungsunternehmens entsprechen und sind 
sachgerecht zu benutzen. 

(3) Der Veranstalter kann jederzeit Nachweise darüber verlangen, dass die Anlagen entsprechend der 
geltenden Vorschriften fachgerecht überprüft wurden. 

(4) Weist die Speiseleitung oder eine elektrische Anlage des Anbieters Mängel auf oder entspricht 
nicht den elektrotechnischen Regeln und Vorschriften, ist deren Benutzung unmittelbar einzustel-
len. Die Veranstaltungsleitung ist verpflichtet, bei offensichtlichen Fehlern oder Mängeln die 
Stromzufuhr zu unterbinden, um die Museumsbesucher vor Gefahren für Leib und Leben zu schüt-
zen.  

(5) Von der Steckdose der Versorgungsanlage an, also für die gesamte Eigenleitung und für die elekt-
rische Anlage auf dem Standplatz, insbesondere für den Zustand, die Verlegung und die Benut-
zung, haftet der Anbieter. Schäden, die durch die Verbindung von anbietereigenen Einrichtungen 
über die Eigenleitung an der Versorgungsanlage entstehen sowie Folgeschäden für Dritte (z.B. in-
folge der Verwendung defekter oder unzulässiger Einrichtungen des Anbieters), sind von dem An-
bieter zu ersetzen.  

(6) Der Veranstalter weist die Anbieter ausdrücklich darauf hin, dass seitens der Energieanbieter bzw. 
Netzbetreiber Haftungseinschränkungen (so bspw. bei Unterbrechungen oder Unregelmäßigkeiten 
in der Stromversorgung) bestehen. Regelmäßig wird die Haftung für Schäden, die nicht durch Vor-
satz oder grobe Fahrlässigkeit verursacht werden oder bei Schäden, die nicht zur Verletzung des 
Lebens, des Körpers oder der Gesundheit führen, stark eingeschränkt. Der Veranstalter macht sich 
solche Haftungseinschränkungen zu Eigen. 

 
§ 11 Haftung und Ersatzpflichten 

(1) Die Haftung für Schäden ist ausgeschlossen. Hiervon ausgenommen sind Schäden, die auf einer 
grob fahrlässigen Pflichtverletzung des Veranstalters oder auf einer vorsätzlichen oder grob fahr-
lässigen Pflichtverletzung eines gesetzlichen Vertreters oder Erfüllungsgehilfen des Veranstalters 
beruhen. Ebenso ausgenommen sind Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder 
der Gesundheit, die auf einer fahrlässigen Pflichtverletzung des Veranstalters oder einer vorsätz-
lichen oder fahrlässigen Pflichtverletzung eines gesetzlichen Vertreters oder Erfüllungsgehilfen 
des Veranstalters beruhen.  

(2) Kurzfristige Einschränkungen oder Absagen der Veranstaltung aufgrund unvorhersehbarer Ereig-
nisse und Ereignisse, die – soweit sie vorhersehbar waren – außerhalb der Einflusssphäre der Par-
teien liegen begründen keinen Ersatzanspruch der Anbieter gegenüber dem Veranstalter. 

 
§ 12 Schlussbestimmungen 

(1) Wenn und soweit gesetzliche Vorschriften dies zulassen und die Durchführung der Vorschriften im 
Einzelfall eine besondere Härte darstellt, kann die Veranstaltungsleitung Ausnahmen von den 
Vorschriften dieser AGB zulassen. 

(2) Der Veranstalter verarbeitet personenbezogene Daten des Anbieters und dessen Mitarbeiter nur 
in Übereinstimmung mit den gesetzlichen Vorschriften und nur insoweit, wie es für die Erfüllung 
dieser AGB, der Benutzungsordnung, der Standplatzvereinbarung bzw. des Dienstleistungsvertrags 
notwendig ist.  

 
 
Stand: 05. März 2026 


